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Stellungnahme  zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung der Arzneimittelversorgung in der GKV (GKV-
Arzneimittelversorgungsstärkungsgesetz – AM-VSG)  
(BT-Drucksache 18/10208) vom 7. 11. 2016  
Elektronisch an Referatspostfach ma01.pa14@bundestag.de (am 8.Dez. 2106) 
Zur öffentlichen Anhörung am 14.12.2016 
 
 
Die Deutsche Gesellschaft für Onkologische Pharmazie begrüßt ausdrücklich die Än-
derungen und Ergänzungen im AMVSG, die dafür sorgen sollen, dass die orts- und 
patientennahe Versorgung mit Arzneimittel und die mit dem Patienten abgestimmte 
Betreuung durch Arztpraxen und Apotheken aufrechterhalten und verbessert werden 
soll. 
 

Die derzeit gängige Praxis von Ausschreibungen der Versorgung von Krebspatienten mit 

aseptisch hergestellten Zytostatika-Infusionszubereitungen auf der Ebene der Apotheken 

ignoriert die Notwendigkeit einer differenzierten Diskussion, welche Qualitätsstandards sich 

unsere Sozialgemeinschaft in diesem sensiblen Bereich der Arzneimittelversorgung von 

Krebspatienten leisten will. Längst ist es der normalen Apotheke, die sich der ortsnahen 

Versorgung von Krebspatienten verschrieben hat, nicht mehr möglich, die immer wieder 

angeführten „außerordentlichen Gewinnspannen“ zu erwirtschaften. Vielmehr kann die Pra-

xis der Ausschreibungen zu ethisch nicht hinnehmbaren Eingriffen in Therapieentscheidun-

gen führen, wenn z.B. das Risiko eines Studienausschlusses des Patienten, wie bereits ge-

schehen, bewusst in Kauf genommen wird, nur um Zubereitung und Dokumentation wäh-

rend einer laufenden Studie auf den Ausschreibungsgewinner zu übertragen. 

Die qualitative Bedeutung pharmazeutisch-onkologischer Expertise in der Versorgung von 

Krebspatienten wurde bereits vielfach dokumentiert und nachgewiesen. Konkret handelt es 

sich hierbei um: fachliche Bewertung von Therapieregimen, Beratung und Schulung von 

Ärzten und Pflegekräften hinsichtlich der Verschreibung, Anwendung und Applikation von 

Krebsarzneimitteln, Standardisierung von Therapien und unterstützenden Maßnahmen, or-

ganisatorische Sicherstellung einer einwandfreien Patientenversorgung, die Lösung Arz-
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neimittel-bezogener Probleme, sowie die Patientenberatung und -betreuung in Abstimmung 

mit dem behandelnden Arzt (1-5). Außer Acht gelassen dürfen dabei auch nicht spezielle 

Versorgungsmodelle wie die Palliativnetzwerke, die sich durch ein hohes Maß an idealisti-

schem Einsatz auszeichnen und bei Ausweitung der aktuellen Ausschreibungspraxis akut 

bedroht sind.  

Unter dem Aspekt der Unverzichtbarkeit solcher Kompetenznetzwerke müssen alle an der 

Versorgung beteiligten Parteien – auch die Apotheker und ihre Verbände - zur Einsicht 

kommen, dass in einer künftigen Vergütungsstruktur die pharmazeutische Dienstleistung 

und deren Finanzierung – und nichts anderes – im Vordergrund stehen muss.  

In diesem Fall allerdings muss konstatiert werden, dass die derzeit gemäß Hilfstaxe ge-

währten Arbeitspreise ohne Gewinne aus dem Einkauf der Arzneimittel in der Konsequenz 

durch die im AMVSG vorgesehenen Regelungen kein wirtschaftliches Arbeiten ermögli-

chen. Mit der 2012 in Kraft getretenen Novelle der Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) 

werden den Apotheken hinsichtlich der Infrastruktur für die Herstellung solcher Infusionslö-

sungen hohe Investitionen abverlangt. Hinzu kommen Ausgaben für die Arbeitssicherheit 

des Personals (Zytostatika sind Gefahrstoffe), für pharmazeutisch qualifiziertes Personal 

(denn so fordert es die ApBetrO für Apotheken), für Hilfsmittel, Umgebungsmonitoring, EDV 

und Wartung. Soll weiterhin ein ausreichendes Netz an Apotheken und Krankenhausapo-

theken mit onkologischer Expertise und der geforderten Infrastruktur vorhanden sein, muss 

aus diesen Gründen dafür gesorgt werden, dass diese Apotheken für die Dienstleistung und 

die entstehenden Kosten adäquat kompensiert werden.  

Ausschreibungen begünstigen eine Ausbildung von Oligopolen. Oligopole von Großversor-

gern werden aber, nach Abschöpfung der letzten Wirtschaftlichkeitsreserven, zu Engpässen 

und Qualitätsverlusten in der Versorgung führen. Die Bedingungen der Ausschreibungen 

lassen den Versorgern aufgrund der weiten Belieferungswege häufig keine andere Wahl als 

eine Verlängerung von Haltbarkeitsfristen der Zubereitungen über die Vorgaben der Zulas-

sung der Arzneimittel hinaus. Dies ist eine untragbare Situation für die Patienten, aber auch 

die betroffenen Apotheker, die haften.  Werden die pharmazeutischen Unternehmer zudem 

nicht in die Pflicht genommen, Verwürfe zu erstatten, die aufgrund zu großer Packungsein-

heiten anfallen, sowie im Zulassungsantrag Stabilitätsdaten über einen ausreichenden Zeit-

raum vorzulegen, werden die größten Wirtschaftlichkeitsreserven ohnehin außer Acht ge-

lassen.  
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Unter dem massiven wirtschaftlichen Druck sind die in den letzten 30 Jahren erreichten 

Fortschritte wie Arbeitssicherheit und die professionalisierte Zubereitung außerhalb von Sta-

tionen und Arztpraxen in Gefahr. Nur wenn sich Krankenkassen - ebenso selbstverständlich 

wie die Angehörigen der Heilberufe – definierten und ausreichenden Qualitätsstandards in 

der Versorgung ihrer Patienten verpflichten und nach der Devise Evidenz, Effektivität und 

Sicherheit der Therapie vor Wirtschaftlichkeit handeln und der Gesetzgeber allen Akteuren 

ein wirtschaftliches Arbeiten ermöglicht, wird eine qualitativ hochwertige Versorgung von 

Krebspatienten nicht noch mehr Schaden nehmen. 

 

 

Im Namen des Präsidiums der DGOP 

 

 

Klaus Meier 

Präsident 
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